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1. Einleitung 

Im Folgenden werden ausgewählte Daten und Übersichten aus der Veröffentlichung „Rentenver
sicherung in Zahlen 2025“1 der Deutschen Rentenversicherung dargestellt. Die Daten beziehen 
sich auf den Stand 31. Dezember 2024; aktuellere Daten werden voraussichtlich Mitte des Jahres 
2026 veröffentlicht. Des Weiteren werden allgemeine Entwicklungen und ausgewählte Daten des 
Statistischen Bundesamtes (Stand 1. Januar 2025) zu Ruhegehältern im öffentlichen Dienst aufge
führt.  

 

2. Schichtung der Altersrenten nach dem Zahlbetrag 

Die Zahlbeträge (nach Abzug des Beitrags zur Kranken- und Pflegeversicherung, vor Steuern) 
der Altersrenten (alle Altersrenten und unabhängig von der Anzahl der Versicherungsjahre) ver
teilen sich wie folgt: 

 

Abbildung 1: Rentenschichtung der Altersrenten nach dem monatlichen Zahlbetrag  

 

 

1 Deutsche Rentenversicherung, Rentenversicherung in Zahlen 2025, im Internet abrufbar unter: 
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistiken-und-Berichte/statistik
publikationen/rv_in_zahlen.html.  

https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistiken-und-Berichte/statistikpublikationen/rv_in_zahlen.html
https://www.deutsche-rentenversicherung.de/SharedDocs/Downloads/DE/Statistiken-und-Berichte/statistikpublikationen/rv_in_zahlen.html
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3. Altersrenten von langjährig Versicherten 

Im Folgenden werden ausgewählte Daten für Rentenbezieher mit mindestens 35 Versicherungs
jahren (Beitragszeiten und beitragsfreie Zeiten) – sogenannte langjährig Versicherte – dargestellt. 

 

3.1. Durchschnittliche Bruttorentenhöhe  

Die durchschnittliche Bruttorentenhöhe (vor Abzug des Beitrags zur Kranken- und Pflegeversi
cherung, vor Steuern) von langjährig Versicherten ist dem rot markierten Feld – unterteilt nach 
Frauen und Männern – zu entnehmen.  

 

Abbildung 2: Durchschnittliche Bruttorentenhöhe von langjährig Versicherten  

 

Die durchschnittliche Bruttorente von langjährig Versicherten betrug Stand 31. Dezember 2024 
durchschnittlich 1.692 Euro, wobei Frauen 1.459 Euro und Männer 1.891 Euro durchschnittlich 
bezogen.  
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3.2. Durchschnittliche Rentenzahlbeträge 

Die durchschnittlichen Rentenzahlbeträge (nach Abzug des Beitrags zur Kranken- und Pflegever
sicherung, vor Steuern) von langjährig Versicherten haben sich seit dem Jahr 1993 wie folgt ent
wickelt: 

 

Abbildung 3: Entwicklung der durchschnittlichen Rentenzahlbeträge von langjährig Versicherten 

 

Der Rentenzahlbetrag von langjährig Versicherten betrug Stand 31. Dezember 2024 durchschnitt
lich 1.501 Euro, wobei Frauen 1.292 Euro und Männer 1.679 Euro durchschnittlich bezogen. 
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3.3. Verteilung der Altersrenten und Zahlbeträge nach Versicherungsjahren  

In den folgenden Übersichten werden die Altersrenten nach der Anzahl der Versicherungsjahre 
unterteilt. Die Daten für Altersrenten mit 35 bis unter 40, 40 bis unter 45, 45 bis unter 50 sowie 
50 und mehr Versicherungsjahren und die jeweiligen durchschnittlichen Rentenzahlbeträge kön
nen den rot markierten Feldern entnommen werden. Die Daten werden zunächst insgesamt 
(Frauen und Männer) und sodann differenziert für Frauen und Männer dargestellt.  

 

3.3.1. Frauen und Männer 

 

Abbildung 4: Verteilung der Altersrenten nach der Anzahl der Versicherungsjahre und durchschnittliche Rentenzahl
beträge (Frauen und Männer) 
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3.3.2. Frauen 

 

Abbildung 5: Verteilung der Altersrenten nach der Anzahl der Versicherungsjahre und durchschnittliche Rentenzahl
beträge (Frauen)  
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3.3.3. Männer 

 

Abbildung 6: Verteilung der Altersrenten nach der Anzahl der Versicherungsjahre und durchschnittliche Rentenzahl
beträge (Männer) 

 

4. Beamtenversorgung  

4.1. Gesetzgebungskompetenzen  

Der rechtliche Rahmen der Beamtenversorgung in Deutschland ist seit der Föderalismusreform 
2006 durch eine klare Trennung der Gesetzgebungskompetenzen geprägt: Während der Bund 
aufgrund der ausschließlichen Gesetzgebungskompetenz aus Art. 73 Abs. 1 Nr. 8 GG2 für die Ver
sorgung seiner eigenen Beamten sowie der Beamten bundesunmittelbarer Körperschaften zustän

 

2 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer  
100-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2025 (BGBl. 
2025 I Nr. 94) geändert worden ist. 
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dig ist und das Beamtenversorgungsgesetz (BeamtVG) gilt, fiel die Kompetenz für die Versorgung 
der Landes- und Kommunalbeamten mit der Aufhebung von Art. 74a GG an die Länder zurück, 
die seither 16 eigenständige Landesbeamtenversorgungsgesetze erlassen haben; Art. 74 Abs. 1 
Nr. 27 GG weist dem Bund insoweit nur noch die Regelung der Statusrechte und -pflichten „mit 
Ausnahme der Laufbahnen, Besoldung und Versorgung“ zu.. Verfassungsrechtlich sind sowohl 
der Bund als auch die Länder an das Alimentationsprinzip als hergebrachtem Grundsatz des Be
rufsbeamtentums aus Art. 33 Abs. 5 GG gebunden. 

 

4.2. Allgemeine Entwicklung  

Gemäß einer Pressemitteilung des Statistischen Bundesamtes3 gibt es 1.418.800 Pensionäre des 
öffentlichen Dienstes nach dem deutschen Beamten- und Soldatenversorgungsrecht (Stand 1. Ja
nuar 2025). Dies sind 0,9 Prozent mehr als ein Jahr zuvor. Zusätzlich bezogen 382.100 Hinterblie
bene Versorgungsleistungen (+0,5 Prozent). 

Die Pensionäre erhielten ein durchschnittliches Ruhegehalt von 3.416 Euro brutto im Monat. Das 
waren 5,4 Prozent mehr als im Januar 2024. Zehn Jahre zuvor hatte dieser Wert bei 2.730 Euro 
gelegen, das ergibt eine durchschnittliche jährliche Steigerung um rund 2,3 % seit 2015. Die 
Ausgaben für Pensionen der ehemaligen Staatsbediensteten beliefen sich im Jahr 2024 auf 56,9 
Milliarden Euro. Zusammen mit der Hinterbliebenenversorgung in Höhe von 9,0 Milliarden Euro 
entsprach das wie im Jahr zuvor rund 1,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). 

Im Bundesbereich sank die Zahl der Pensionäre am 1. Januar 2025 gegenüber dem Vorjahr um 0,7 
Prozent. Im Landesbereich stieg deren Zahl dagegen um 1,4 Prozent und im kommunalen Bereich 
um 3,0 Prozent. 

Der Schuldienst im Landesbereich bildet mit 466.700 Personen und einem Anteil von einem 
Drittel (32,9 Prozent) aller Pensionäre wie in den Vorjahren die größte Gruppe der Ruhegehalts
empfänger in Deutschland. Ehemalige Beamte der Deutschen Bundesbahn und der Post stellen 
mit 274.700 Personen und einem Anteil von knapp einem Fünftel (19,4 Prozent) aller Pensionäre 
die zweitgrößte Gruppe. Die übrigen Pensionäre verteilen sich auf den restlichen Bundes- (10,5 
Prozent) und Landesbereich (27,5 Prozent) sowie auf den kommunalen Bereich (8,1 Prozent) und 
die Sozialversicherung (1,6 Prozent).   

Zwischen 2000 und 2020 hatte sich die Zahl der Pensionäre stark erhöht (+53,9 Prozent). Dieser 
Anstieg ließ sich überwiegend auf die hohe Zahl an Pensionierungen von Lehrern zurückführen, 
die in den 1960er- und 1970er-Jahren eingestellt wurden. Aufgrund steigender Schülerzahlen in
folge des Babybooms und des Trends zu höheren Schulabschlüssen war damals der Lehrkräftebe
darf deutlich gestiegen. Im Schuldienst des Landesbereichs hatte sich die Zahl der Ruhegehalts
empfänger in diesen 20 Jahren fast verdreifacht (+181,1 Prozent). Mittlerweile sind die stärksten 
Einstellungsjahrgänge bereits pensioniert worden, sodass es im Jahr 2024 nur noch zu 14.400 

 

3 Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung Nr. 455 vom 17. Dezember 2025, im Internet abrufbar unter: 
https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/12/PD25_455_742.html.  

https://www.destatis.de/DE/Presse/Pressemitteilungen/2025/12/PD25_455_742.html
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Neupensionierungen im Schuldienst kam. Weniger Pensionierungen gab es hier zuletzt im Jahr 
2003, die meisten Pensionierungen fanden mit jeweils 27.900 in den Jahren 2014 und 2015 statt. 

Rund 38 Prozent der insgesamt 55.900 Neupensionäre des Jahres 2024 gingen mit Erreichen ihrer 
jeweiligen Altersgrenze in den Ruhestand, das heißt entweder mit Erreichen der gesetzlichen Re
gelaltersgrenze (im Durchschnitt mit 66,1 Jahren) oder mit der für sie relevanten besonderen Al
tersgrenze (im Durchschnitt mit 60,8 Jahren), wie sie etwa im Vollzugsdienst oder für Berufssol
daten gilt. Rund 41 Prozent traten vorzeitig mit einer Antragsaltersgrenze (zum Beispiel bei 
Schwerbehinderung, langer Dienstzeit oder gegebenenfalls unter Hinnahme von Versorgungsab
schlägen) in den Ruhestand ein (im Durchschnitt mit 64,0 Jahren). Weitere 17 Prozent wurden 
wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzt (im Durchschnitt mit 55,8 Jahren). Die übri
gen 4 Prozent der Pensionierungen entfielen auf Vorruhestandsregelungen oder sonstige Gründe 
(im Durchschnitt mit 58,5 Jahren). 

 

4.3. Schichtung der Ruhegehaltsempfänger nach durchschnittlichen Ruhegehaltsbezügen  

Das Statistische Bundesamt hat den Wissenschaftlichen Diensten folgende Daten zu Ruhegehalts
empfängern des öffentlichen Dienstes nach Beamtenversorgungsrecht (Stand: 1. Januar 2025) 
nach Größenklassen der durchschnittlichen monatlichen Ruhegehaltsbezüge übermittelt: 

 

Abbildung 7: Schichtung der Ruhegehaltsempfänger nach durchschnittlichen Ruhegehaltsbezügen (Stand: 1. Januar 
2025) 
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Die Daten betreffen Beamte und Richter im Ruhestand; beinhalten aber nicht Berufssoldaten. Die 
Ruhegehaltsbezüge sind Brutto-Werte (vor Steuern und eigener Beitragszahlung zur Kranken- 
und Pflegeversicherung).  

In der Versorgungsempfängerstatistik des öffentlichen Dienstes können die Ruhegehaltsempfän
ger im Bestand nicht mehr nach dem Grund ihres Pensionseintritts unterschieden werden. Zu
dem ist die ruhegehaltfähige Dienstzeit kein Erhebungsmerkmal, sodass die Bedingung von min
destens 35 Jahren Dienstzeit nicht abgrenzbar ist. Das heißt, eine Differenzierung nach der ruhe
gehaltfähigen Dienstzeit ist nicht möglich.  

 

4.4. Hinweise zur Vergleichbarkeit der Höhe der gesetzlichen Rente und Beamtenversorgung 

Grundsätzlich ist ein umfassender Vergleich der Beamtenversorgung einerseits und der Renten
versicherung andererseits wegen der unterschiedlichen Systeme nur schwer möglich.4 Es handelt 
sich um grundlegend verschiedene Alterssicherungssysteme, die sich in ihren verfassungsrechtli
chen Grundlagen, Finanzierungsweisen und Berechnungsmethoden strukturell so erheblich un
terscheiden, dass eine leistungsbezogene Vergleichbarkeit von vornherein nicht besteht. Das Bun
dessozialgericht (BSG) hat dies in einem Urteil wie folgt beschrieben5: 

  „Bei der gesetzlichen Rentenversicherung und der Beamtenversorgung handelt es sich seit 
jeher um getrennte Systeme, die sich strukturell in so erheblicher Weise unterscheiden, dass 
eine Vergleichbarkeit hinsichtlich ihrer Leistungen iS von Art 3 Abs 1 GG von vorneherein 
nicht besteht […]. Die Beamtenversorgung beruht auf einem besonderen Dienst- und Treue
verhältnis zwischen dem Dienstherrn und dem Beamten und geht deshalb vom Prinzip der 
amtsangemessenen Alimentation aus. Sie wird aus Steuern finanziert und vom Dienstherrn 
als Vollversorgung geleistet. Verfassungsrechtlich ist sie in Art 33 Abs 5 GG verankert […]. 
Dagegen ist die gesetzliche Rentenversicherung eine grundsätzlich umlagefinanzierte Zwangs
versicherung, die von öffentlich-rechtlichen Körperschaften durchgeführt und - im Vergleich 
zur Beamtenversorgung - als zu ergänzende Grundversorgung […] verstanden wird. Ansprü
che werden durch das Beitragsaufkommen und im Bereich "versicherungsfremder" Aufgaben 
grundsätzlich durch Steuern gedeckt und sind vom Gedanken des sozialen Ausgleichs ge
prägt […]. Diese Unterscheidung der verschiedenen Altersversorgungssysteme knüpft bereits 
an historische Entwicklungen an und wurde mit dem Grundgesetz nicht eingeebnet; sie be
steht im Kern bis heute fort.“ 

Die Beamtenversorgung ist mithin ein steuerfinanziertes Vollversorgungssystem, das aus dem be
sonderen Dienst- und Treueverhältnis folgt und den Beamten im Ruhestand amtsangemessen ali
mentieren soll (Art. 33 Abs. 5 GG). Im Unterschied zu vergleichbaren tariflich Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst und in der Privatwirtschaft erwerben Beamte keine zusätzlichen Altersversor
gungsansprüche in Form einer ergänzenden betrieblichen Altersversorgung. Die Pension deckt 

 

4 Vgl. zum Folgenden überblicksartig dbb beamtenbund und tarifunion, Versorgung, im Internet abrufbar unter: 
https://www.dbb.de/beamtinnen-beamte/versorgung.html.  

5 BSG, Urteil vom 10. Oktober 2018 – B 13 R 20/16 R –, Rn. 31 (juris). 

https://www.dbb.de/beamtinnen-beamte/versorgung.html
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vielmehr Grund- und Zusatzversorgung in einem. Die gesetzliche Rentenversicherung hingegen 
ist eine umlagefinanzierte Sozialversicherung, die als Grundversorgung (erste Säule) konzipiert 
ist und durch betriebliche Altersvorsorge (zweite Säule) ergänzt wird.  

Das Ruhegehalt bemisst sich am „Endstatus“ des Beamten und der ruhegehaltfähigen Dienstzeit 
(§§ 5, 14 BeamtVG), die Rente hingegen am lebensdurchschnittlichen Entgelt, was bei heteroge
nen Erwerbsbiografien in der gesetzlichen Rentenversicherung zu systematisch niedrigeren 
Durchschnittswerten führt. Die Gruppen unterscheiden sich strukturell: Beamte haben in der Re
gel einen vollständigen Erwerbslebenslauf; die Versichertengemeinschaft in der gesetzlichen 
Rentenversicherung ist heterogener (zum Beispiel auch Minijobs und Unterbrechungen der Er
werbsverläufe). Rund zwei Drittel der Beamten haben als Qualifikationsniveau mindestens Fach
hochschulabschluss. 

Die Versorgungsbezüge werden als Einkünfte aus nichtselbstständiger Tätigkeit noch bis zum 
Jahr 2058 höher besteuert als Renten. Die Ruhestandbeamten müssen aus ihren versteuerten Ver
sorgungsbezügen noch die Kosten der beihilfekonformen privaten Krankenversicherung (risiko
bezogene, altersrückstellungsgedeckte Prämien) bestreiten. 

*** 
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